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Mandantenbrief 10/2020 
 
SPRUCH 

Lernen ist wie Rudern gegen den Strom. Hört man damit 

auf, treibt man zurück. 

Laozi; 6. Jahrhundert v. Chr., chinesischer Philosoph 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 
 
Arbeitsrecht  
  

Kein Anspruch auf halbe Urlaubstage 

Das Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg (LAG) hatte in 
einem Fall zu entscheiden, in dem einem Arbeitnehmer an-
tragsgemäß im Jahr 2015 an 18 Tagen und im Jahr 2016 an 13 
Tagen halbe Urlaubstage gewährt wurden. Im Jahr 2017 teilte 
der Arbeitgeber mit, dass er ihm zukünftig nicht mehr als 6 
halbe Tage pro Jahr gewährt. 

Nach dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) sind bei der zeitlichen 
Festlegung des Urlaubs die Urlaubswünsche des Arbeitnehmers 
zu berücksichtigen, es sei denn, dass ihrer Berücksichtigung 
dringende betriebliche Belange oder Urlaubswünsche anderer 
Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang 
verdienen, entgegenstehen. Ferner ist der Urlaub zusammen-
hängend zu gewähren, es sei denn, dass dringende betriebli-
che oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe 
eine Teilung des Urlaubs erforderlich machen. 

Ein Urlaubswunsch, der auf eine Zerstückelung und Atomisie-
rung des Urlaubs in Kleinst-raten gerichtet ist, muss nicht er-
füllt werden. Eine solche Urlaubsgewährung wäre nicht geeig-
net, die Urlaubsansprüche des Arbeitnehmers zu erfüllen. 

 

 
 

  



Das BUrlG kennt keinen Rechtsanspruch auf halbe Urlaubstage 
bzw. Bruchteile von Urlaubstagen. Von obigen Grundsätzen 
kann für die Urlaubsansprüche, die den gesetzlichen Mindestur-
laub übersteigen, durch vertragliche Vereinbarung abgewichen 
werden. Vor diesem Hintergrund entschieden die LAG-Richter 
zugunsten des Arbeitgebers. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 
 
Keine Abweichung von gerichtlich gere-
geltem Umgang mit Kindern wegen der 
Corona-Pandemie 
  
 
Ein familiengerichtlich geregelter Umgang des Kindes mit dem 
anderen Elternteil darf ohne rechtfertigende Änderungsent-
scheidung des Familiengerichts nicht unter Hinweis auf die 
Kontaktbeschränkungen wegen der Verbreitung des Corona-Vi-
rus verweigert werden. Gegen einen Elternteil, der den Um-
gang gleichwohl nicht gewährt, kann ein Ordnungsgeld ver-
hängt werden, entschied das Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main mit seinem Beschluss v. 8.7.2020. Der Umgang zwischen 
dem nicht betreuenden Elternteil und dem Kind gehört zum ab-
solut notwendigen Minimum zwischenmenschlicher Kontakte 
und erfüllt damit einen Ausnahmetatbestand 
 
 
 
 
 

Sonstiges 
 
Keine Geschenkzugaben bei Rezepteinlö-
sung in der Apotheke 
  
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Urteil vom 
9.7.2020 entschieden, dass inländische Apotheken ihren Kun-
den beim Erwerb verschreibungspflichtiger Arzneimittel keine 
Vorteile in Form von Sachleistungen (z. B. eine Rolle Geschenk-
papier, ein Paar Kuschelsocken oder Gutscheine) versprechen 
und gewähren dürfen. 



 
Ein Apotheker verstößt gegen die arzneimittelrechtliche Preis-
bindung, wenn er seinen Kunden für den Erwerb eines rezept-
pflichtigen Arzneimittels eine Sachzuwendung verspricht und 
gewährt. Versandapotheken mit Sitz im EU-Ausland können je-
doch im Falle des Versands an Kunden in Deutschland Rabatte 
und Boni auf verschreibungspflichtige Arzneimittel gewähren. 
Angesichts des bislang geringen Marktanteils der ausländischen 
Arzneimittelversender an der Abgabe von rezeptpflichtigen Arz-
neimitteln in Deutschland ist die Preisbindung für die inländi-
schen Apotheken weiterhin zumutbar. 


